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§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft 
 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

Neue Effizienz GmbH. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in 

Wuppertal. 

 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 
(1) Gegenstand der Gesellschaft ist 

die Etablierung der Region als 

Ressourceneffizienzstandort 

durch Schaffung einer Plattform 

zur Förderung von Innovationen, 

Wissenschafts- sowie Technolo-

gietransfer, Vernetzung der un-

terschiedlichen wirtschaftlichen 

Interessen und Zusammenfüh-

rung der Akteure und Aktivitäten. 

Hierzu soll die Gesellschaft 

 

(a) selbst Projekte im Bereich 

Ressourceneffizienz entwi-

ckeln und durchführen; 

(b) Unternehmen, Institutionen 

und Initiativen bei der Ent-

wicklung und Vorbereitung 

von Projekten im Bereich 

Ressourceneffizienz unter- 

stützen; 

(c) Fördermittel akquirieren und 

(d) den Wissenstransfer sicher-

stellen. 

 

§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft 
 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

Neue Effizienz gemeinnützige 

GmbH. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in 

Wuppertal. 

 

§ 2 Zweck und Gegenstand der Ge-
sellschaft 

 
(1) Satzungszweck ist die Förde-

rung von Wissenschaft und For-

schung, Bildung und Erziehung 

sowie die Förderung des Um-

weltschutzes. 

 

(2) Gegenstand der Gesellschaft ist 

die Satzungsverwirklichung. Da-

bei werden die Satzungszwecke 

insbesondere verwirklicht durch 

die Etablierung der Region als 

Ressourceneffizienzstandort 

durch Schaffung einer Plattform 

zur Förderung von Innovationen, 

Wissenschafts- und Technolo-

gietransfer, Vernetzung der un-

terschiedlichen Interessen und 

Zusammenführung der Akteure 

und Aktivitäten. Hierzu soll die 

Gesellschaft: 

(a) selbst Projekte im Bereich 

Ressourceneffizienz entwi-

ckeln und durchführen (ins-

hat gelöscht: des Unternehmens

hat gelöscht: wirtschaftlichen 



 

(2) Die Gesellschaft darf alle Ge-

schäfte betreiben, die geeignet 

sind, den Gesellschaftszweck zu 

fördern sofern sie im Einklang mit 

der Gemeindeordnung NRW ste-

hen. Die Gesellschaft ist ver-

pflichtet, nach den Wirtschafts-

grundsätzen im Sinne des § 109 

GO NRW zu verfahren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

besondere anwendungsori-

entierte Forschungspro-

jekte);   

(b) Unternehmen, Institutionen 

und Initiativen sensibilisie-

ren und bei der Entwicklung 

und Vorbereitung von Pro-

jekten im Bereich Ressour-

ceneffizienz unterstützen 

(insbesondere durch Unter-

stützung von Unternehmen, 

öffentlichen und privaten 

Stellen im Hinblick auf ein 

ressourcenschonenderes 

und verantwortungsvolleres 

Umweltbewusstsein); 

(c) Fördermittel akquirieren 

und 

(d) den Wissenstransfer si-

cherstellen (insbesondere 

durch die Durchführung von 

wissenschaftlichen Veran-

staltungen und Informati-

onsveranstaltungen sowie 

die Durchführung von Bil-

dungsangeboten). 

 

(3) Die Gesellschaft darf alle Ge-

schäfte betreiben, die geeignet 

sind, den Gesellschaftszweck 

unmittelbar oder mittelbar zu för-

dern sofern sie im Einklang mit 

der Gemeindeordnung NRW ste-

hen. Die Gesellschaft ist ver-

pflichtet, nach den Wirtschafts-

grundsätzen im Sinne des § 109 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

GO NRW zu verfahren. 

 

(4) Die Zwecke werden insgesamt 

verfolgt. Eine bestimmte Rang-

folge zwischen ihnen besteht 

nicht. Es können auch nur je-

weils einzelne Zwecke gefördert 

werden. 

 

§ 3 Selbstlosigkeit und Mittelverwen-
dung 

 

(1) Die Gesellschaft verfolgt aus-

schließlich und unmittelbar ge-

meinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegüns-

tigte Zwecke“ der Abgabenord-

nung (AO). 

 

(2) Die Gesellschaft ist selbstlos tä-

tig; sie verfolgt nicht in erster Li-

nie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

 

(3) Mittel der Gesellschaft dürfen 

nur für die satzungsmäßigen 

Zwecke verwendet werden. Die 

Gesellschafter dürfen keine Ge-

winnanteile und in ihrer Eigen-

schaft als Gesellschafter auch 

keine sonstigen Zuwendungen 

aus Mitteln der Gesellschaft er-

halten. Sie erhalten bei ihrem 

Ausscheiden oder bei Auflösung 

der Gesellschaft oder bei Weg-

fall steuerbegünstigter Zwecke 

nicht mehr als ihre eingezahlten 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kapitalanteile und den gemeinen 

Wert ihrer geleisteten Sacheinla-

gen zurück. 

 

(4) Es darf keine Person durch Aus-

gaben, die dem Zweck der Ge-

sellschaft fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergü-

tungen begünstigt werden. 

 

(5) Die Mittel müssen grundsätzlich 

zeitnah iSd. § 55 Abs. 1 Nr. 5 

AO, also spätestens innerhalb 

der auf den Zufluss folgenden 

zwei Kalender- oder Wirtschafts-

jahren für die steuerbegünstigten 

satzungsmäßigen Zwecke ver-

wendet werden.  

 

(6)  Die Gesellschaft erfüllt ihre Auf-

gaben selbst oder durch eine 

Hilfsperson iSv. § 57 Abs. 1 Satz 

2 AO. Die Gesellschaft kann zur 

Verwirklichung ihrer Zwecke 

steuerpflichtige wirtschaftliche 

Geschäftsbetriebe und Zweckbe-

triebe unterhalten. 

 

(7) Ein Rechtsanspruch auf Gewäh-

rung der jederzeit widerruflichen 

Leistungen der Gesellschaft be-

steht nicht und wird auch durch 

wiederholte Leistung nicht be-

gründet. Hierüber entscheiden 

allein die nach dieser Satzung 



 

 

 

 

 

 

§ 3 Stammkapital, Stammeinlagen 
 
(1) Das Stammkapital der Gesell-

schaft beträgt€ 25.000 (in Wor-

ten: Euro fünfundzwanzigtau-

send). Es ist voll eingezahlt. 

 

Es ist in 25.000 Geschäftsanteile mit 

einem Nennbetrag von je € 1 einge-

teilt. 

 

(2) Die Gesellschafter sind mit fol-

genden Geschäftsanteilen betei-

ligt: 

 

(a) WSW Wuppertaler Stadt-

werke GmbH 5.000 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 1 bis 5.000; 

(b) Stadtwerke Solingen 

GmbH 3.938 Geschäftsan-

teile mit den laufenden Nr. 

5.001 bis 6.250, Nr. 15.626 

bis 18.125 sowie 23.876 

bis 24.063; 

(c) Bergische Universität Wup-

pertal 3.125 Geschäftsan-

teile mit den laufenden Nr. 

6.251 bis 9.375; 

(d) Wirtschaftsförderung Wup-

zuständigen Organe. Eine Beru-

fung auf Gleichbehandlung in 

Bewilligungs- oder Versagungs-

fällen wird ausgeschlossen.  

 

§ 4 Stammkapital, Stammeinlagen 
 
(1) Das Stammkapital der Gesell-

schaft beträgt € 25.000 (in Wor-

ten: Euro fünfundzwanzigtau-

send). Es ist voll eingezahlt.  

 

Es ist in 25.000 Geschäftsanteile 

mit einem Nennbetrag von je € 1 

eingeteilt. 

 

(2) Die Gesellschafter sind mit fol-

genden Geschäftsanteilen betei-

ligt: 

(a) WSW Wuppertaler Stadt-

werke GmbH 5.000 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 1 bis 5.000; 

(b) Stadtwerke Solingen GmbH 

3.938 Geschäftsanteile mit 

den laufenden Nr. 5.001 bis 

6.250, Nr. 15.626 bis 

18.125 sowie 23.876 bis 

24.063; 

(c) Bergische Universität Wup-

pertal 3.125 Geschäftsan-

teile mit den laufenden Nr. 

6.251 bis 9.375; 

(d) Wirtschaftsförderung Wup-

pertal AöR 3.125 Geschäfts-

anteile mit den laufenden 



 

pertal AöR 3.125 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden 

Nr. 9.376 bis 12.500; 

(e) Wirtschaftsförderung Solin-

gen GmbH & Co KG 2.500 

Geschäftsanteile mit den 

laufenden Nr. 12.501 bis 

14.063 und Nr. 24.064 bis 

25.000; 

(f) Bergische Struktur- und 

Wirtschaftsförderungsge-

sellschaft mbH 1.562 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 14.064 bis 

15.625; 

(g) KNIPEX-Werk C. Gustav 

Putsch KG 500 Geschäfts-

anteile mit den laufenden 

Nr. 18.126 bis 18.625; 

(h) Stadt Remscheid 2.125 

Geschäftsanteile mit den 

laufenden Nr. 18.626 bis 

20.188 sowie Nr. 23.314 

bis 23.875; 

(i) EWR GmbH 3.125 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 20.189 bis 

23.313. 

 

(3) Die Geschäftsführung hat unver-

züglich nach Wirksamwerden je-

der Veränderung in den Perso-

nen der Gesellschafter (insbe-

sondere Firma, Sitz, Register-

Nr. 9.376 bis 12.500; 

(e) Wirtschaftsförderung Solin-

gen GmbH & Co KG 2.500 

Geschäftsanteile mit den 

laufenden Nr. 12.501 bis 

14.063 und Nr. 24.064 bis 

25.000; 

(f) Bergische Struktur- und 

Wirtschaftsförderungsge-

sellschaft mbH 1.562 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 14.064 bis 

15.625; 

(g) Neue Effizienz gemeinnüt-

zige GmbH 500 Geschäfts-

anteile mit den laufenden 

Nr. 18.126 bis 18.625; 

(h) Stadt Remscheid 2.125 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 18.626 bis 

20.188 sowie Nr. 23.314 

bis 23.875; 

(i) EWR GmbH 3.125 Ge-

schäftsanteile mit den lau-

fenden Nr. 20.189 bis 

23.313. 

 

(3) Die Geschäftsführung hat unver-

züglich nach Wirksamwerden je-

der Veränderung in den Perso-

nen der Gesellschafter (insbeson-

dere Firma, Sitz, Registernum-

mer) sowie des Umfangs oder 

der Zusammensetzung ihrer Be-

teiligung eine von ihr unter-

schriebene Gesellschafterliste 

hat gelöscht: KNIPEX-Werk C. Gustav Putsch 
KG…



 

nummer) sowie des Umfangs o-

der der Zusammensetzung ihrer 

Beteiligung eine von ihr unter-

schriebene Gesellschafterliste 

zum Handelsregister einzu-

reichen. Die Veränderungen sind 

von den betreffenden Gesell-

schaftern unverzüglich nach 

Wirksamwerden der Geschäfts-

führung schriftlich mitzuteilen und 

nachzuweisen. Als Nachweis 

sind geeignete Urkunden in Ur-

schrift oder beglaubigter Ab-

schrift vorzulegen. Nach Auf-

nahme der geänderten Gesell-

schafterliste in das Handelsre-

gister hat die Geschäftsführung 

allen Gesellschaftern unverzüg-

lich eine Abschrift der aktuellen 

Gesellschafterliste zu übersen-

den. 

 

§ 4 Geschäftsjahr, Dauer der Gesell-
schaft 

 
(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalen-

derjahr. 

 

(2) Die Dauer der Gesellschaft ist 

unbestimmt. Jeder Gesellschaf-

ter kann die Gesellschaft mit ei-

ner Frist von sechs Monaten zum 

Ende eines Kalenderjahres 

schriftlich kündigen. Im Fall der 

Kündigung wird die Gesellschaft 

zum Handelsregister einzu-

reichen. Die Veränderungen sind 

von den betreffenden Gesell-

schaftern unverzüglich nach 

Wirksamwerden der Geschäfts-

führung schriftlich mitzuteilen und 

nachzuweisen. Als Nachweis 

sind geeignete Urkunden in Ur-

schrift oder beglaubigter Abschrift 

vorzulegen. Nach Aufnahme der 

geänderten Gesellschafterliste in 

das Handelsregister hat die Ge-

schäftsführung allen Gesell-

schaftern unverzüglich eine Ab-

schrift der aktuellen Gesellschaf-

terliste zu übersenden. 

 

 

 

 

 

 

§ 5 Geschäftsjahr, Dauer der  Gesell-
schaft 

 
(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalen-

derjahr. 

 

(2) Die Dauer der Gesellschaft ist un-

bestimmt. Jeder Gesellschafter 

kann die Gesellschaft mit einer 

Frist von sechs Monaten zum 

Ende eines Kalenderjahres 

schriftlich kündigen. Im Fall der 

Kündigung wird die Gesellschaft 



 

unter den übrigen Gesellschaf-

tern fortgesetzt, und die Ge-

schäftsanteile des kündigenden 

Gesellschafters werden eingezo-

gen, sofern die Gesellschafter 

nicht innerhalb von drei Monaten 

seit der Kündigungserklärung 

die Auflösung der Gesellschaft 

beschließen. Der Beschluss be-

darf der Einstimmigkeit, wobei 

der kündigende Gesellschafter 

nicht stimmberechtigt ist. Im Üb-

rigen gilt § 17 entsprechend. 

 

§ 5 Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind 

 

(a) die Geschäftsführung; 

(b) die Gesellschafterver-

sammlung und 

(c) der Lenkungsausschuss. 

 

§ 6 Organpflichten 
 
(1) Die Mitglieder der Gesellschafts-

organe sind verpflichtet, die Kos-

ten des Geschäftsbetriebes in 

angemessenen Grenzen zu hal-

ten. 

 

(2) Zwischen der Gesellschaft und 

den Mitgliedern der Geschäfts-

führung dürfen Rechtsgeschäfte 

nur abgeschlossen werden, 

unter den übrigen Gesellschaf-

tern fortgesetzt, und die Ge-

schäftsanteile des kündigenden 

Gesellschafters werden eingezo-

gen, sofern die Gesellschafter 

nicht innerhalb von drei Monaten 

seit der Kündigungserklärung die 

Auflösung der Gesellschaft be-

schließen. Der Beschluss bedarf 

der Einstimmigkeit, wobei der 

kündigende Gesellschafter nicht 

stimmberechtigt ist. Im Übrigen 

gilt § 18 entsprechend. 

 

§ 6 Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind 

 

(a) die Geschäftsführung; 

(b) die Gesellschafterver-

sammlung und 

(c) der Lenkungsausschuss. 

 

§ 7 Organpflichten 
 
(1) Die Mitglieder der Gesellschafts-

organe sind verpflichtet, die Kos-

ten des Geschäftsbetriebes in 

angemessenen Grenzen zu hal-

ten. 

 

(2) Zwischen der Gesellschaft und 

den Mitgliedern der Geschäfts-

führung dürfen Rechtsgeschäfte 

nur abgeschlossen werden, 



 

wenn die Gesellschafterver-

sammlung dem Abschluss sol-

cher Rechtsgeschäfte zuge-

stimmt hat und die Geschäfte 

nach Art und Betrag begrenzt 

sind. 

 

§ 7 Geschäftsführung 
 
(1) Die Geschäftsführung der Gesell-

schaft besteht aus einer oder 

mehreren Personen. 

 

(2) Die Geschäftsführung wird durch 

die Gesellschafterversammlung 

bestellt und abberufen. 

 

(3) Die Dauer der Bestellung darf 

höchstens fünf Jahre betragen. 

Wiederholte Bestellungen sind 

zulässig. Die Bestellung kann je-

derzeit, unbeschadet etwaiger 

Entschädigungsansprüche aus 

bestehenden Verträgen, von der 

Gesellschafterversammlung wi-

derrufen werden. 

 

(4) Die Gesellschaft veröffentlicht im 

Anhang zum Jahresabschluss in-

dividualisiert die Bezüge der Mit-

glieder der Geschäftsführung 

und der sonstigen Gremien 

gern. § 108 GO NRW. 
 
(5) Die Gesellschafterversammlung 

wenn die Gesellschafterver-

sammlung dem Abschluss sol-

cher Rechtsgeschäfte zuge-

stimmt hat und die Geschäfte 

nach Art und Betrag begrenzt 

sind. 

 

§ 8 Geschäftsführung 
 
(1) Die Geschäftsführung der Gesell-

schaft besteht aus einer oder 

mehreren Personen. 

 

(2) Die Geschäftsführung wird durch 

die Gesellschafterversammlung 

bestellt und abberufen. 

 

(3) Die Dauer der Bestellung darf 

höchstens fünf Jahre betragen. 

Wiederholte Bestellungen sind 

zulässig. Die Bestellung kann je-

derzeit, unbeschadet etwaiger 

Entschädigungsansprüche aus 

bestehenden Verträgen, von der 

Gesellschafterversammlung wi-

derrufen werden. 

 

(4) Die Gesellschaft veröffentlicht im 

Anhang zum Jahresabschluss in-

dividualisiert die Bezüge der Mit-

glieder der Geschäftsführung 

und der sonstigen Gremien gern. 

§ 108 GO NRW. 
 

(5) Die Gesellschafterversammlung 



 

kann eine Geschäftsordnung ein-

schließlich Geschäftsverteilung 

für die Geschäftsführung be-

schließen. 

 

(6) Die Gesellschafterversammlung 

kann jederzeit durch Gesellschaf-

terbeschluss oder durch Auf-

nahme in die Geschäftsordnung 

Arten von Geschäften und Maß-

nahmen der Geschäftsführung 

bestimmen, die der vorherigen 

Zustimmung der Gesellschafter-

versammlung bedürfen. 

 

(7) Der Vorsitzende der Gesellschaf-

terversammlung vertritt die Ge-

sellschaft gegenüber der Ge-

schäftsführung in Bezug auf ihre 

Anstellungsverträge. 

 

§ 8 Vertretung und Aufgaben der Ge-
schäftsführung 

 
(1) Die Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung vertreten die Gesellschaft 

gerichtlich und außergerichtlich. 

 

(2) Ist nur ein Mitglied der Ge-

schäftsführung bestellt, so ver-

tritt dieses die Gesellschaft al-

lein. Sind mehrere Mitglieder der 

Geschäftsführung bestellt, so 

wird die Gesellschaft durch zwei 

Mitglieder der Geschäftsführung 

gemeinschaftlich oder durch ein 

kann eine Geschäftsordnung ein-

schließlich Geschäftsverteilung 

für die Geschäftsführung be-

schließen. 

 

(6) Die Gesellschafterversammlung 

kann jederzeit durch Gesellschaf-

terbeschluss oder durch Auf-

nahme in die Geschäftsordnung 

Arten von Geschäften und Maß-

nahmen der Geschäftsführung 

bestimmen, die der vorherigen 

Zustimmung der Gesellschafter-

versammlung bedürfen. 

 

(7) Der Vorsitzende der Gesellschaf-

terversammlung vertritt die Ge-

sellschaft gegenüber der Ge-

schäftsführung in Bezug auf ihre 

Anstellungsverträge. 

 

§ 9 Vertretung und Aufgaben der Ge-
schäftsführung 

 
(1) Die Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung vertreten die Gesellschaft 

gerichtlich und außergerichtlich. 

 

(2) Ist nur ein Mitglied der Ge-

schäftsführung bestellt, so vertritt 

dieses die Gesellschaft allein. 

Sind mehrere Mitglieder der Ge-

schäftsführung bestellt, so wird 

die Gesellschaft durch zwei Mit-

glieder der Geschäftsführung ge-



 

Mitglied der Geschäftsführung in 

Gemeinschaft mit einer Prokuris-

tin oder einem Prokuristen ver-

treten. 

 

(3) Durch Gesellschafterbeschluss 

kann bei einer Geschäftsführung 

bestehend aus mehreren Perso-

nen einzelnen oder allen von 

ihnen die Befugnis erteilt wer-

den, die Gesellschaft einzeln zu 

vertreten. Durch Beschluss der 

Gesellschafterversammlung 

kann ferner jedes Mitglied der 

Geschäftsführung von den Be-

schränkungen des§ 181 BGB 

befreit werden. 

 

(4) Die Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung führen die Geschäfte der 

Gesellschaft selbstverantwortlich 

nach Gesetz, Gesellschaftsver-

trag, ggfs. vorhandener Ge-

schäftsordnung für die Ge-

schäftsführung und den Be-

schlüssen der Gesellschafterver-

sammlung. 

 

(5) Die Geschäftsführung hat den 

Gesellschaftern regelmäßig über 

die Angelegenheiten der Gesell-

schaft zu berichten und ist gegen-

über der Gesellschafterversamm-

lung auskunftspflichtig. 

 

 

meinschaftlich oder durch ein Mit-

glied der Geschäftsführung in Ge-

meinschaft mit einer Prokuristin 

oder einem Prokuristen vertre-

ten. 

 

(3) Durch Gesellschafterbeschluss 

kann bei einer Geschäftsführung 

bestehend aus mehreren Perso-

nen einzelnen oder allen von 

ihnen die Befugnis erteilt wer-

den, die Gesellschaft einzeln zu 

vertreten. Durch Beschluss der 

Gesellschafterversammlung kann 

ferner jedes Mitglied der Ge-

schäftsführung von den Be-

schränkungen des § 181 BGB 

befreit werden. 

 

(4) Die Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung führen die Geschäfte der 

Gesellschaft selbstverantwortlich 

nach Gesetz – hier vor allem 

auch mit den Gemeinnützigkeits-

vorschriften der §§ 51 ff. AO – 

Gesellschaftsvertrag, ggfs. vor-

handener Geschäftsordnung für 

die Geschäftsführung und den 

Beschlüssen der Gesellschafter-

versammlung. 

 

(5) Die Geschäftsführung hat den 

Gesellschaftern regelmäßig über 

die Angelegenheiten der Gesell-

schaft zu berichten und ist gegen-



 

 

 

 

§ 9 Gesellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafter üben die 

ihnen in Angelegenheiten der 

Gesellschaft zustehenden 

Rechte in der Gesellschafterver-

sammlung durch Beschlussfas-

sung aus. 

 

(2) Außerhalb von Versammlungen 

können Gesellschafterbe-

schlüsse, soweit nicht zwingen-

des Recht eine andere Form 

vorschreibt, durch schriftliche - 

auch mittels elektronischer Me-

dien (insbesondere E-Mail, Fax) 

übermittelt- oder mündliche, 

auch fernmündliche Abstimmung 

gefasst werden, wenn alle Ge-

sellschafter der gewählten Form 

der Abstimmung zustimmen. 

 

(3) Gesellschafterbeschlüsse bedür-

fen der einfachen Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen, wobei 

Stimmenenthaltungen außer Be-

tracht bleiben, soweit nicht dieser 

Gesellschaftsvertrag oder das 

Gesetz zwingend eine größere 

Mehrheit vorschreibt. Je nominal 

€ 1 eines Geschäftsanteils ge-

währt eine Stimme. 

 

über der Gesellschafterversamm-

lung auskunftspflichtig. 

 

§ 10 Gesellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafter üben die 

ihnen in Angelegenheiten der 

Gesellschaft zustehenden 

Rechte in der Gesellschafterver-

sammlung durch Beschlussfas-

sung aus. 

 

(2) Außerhalb von Versammlungen 

können Gesellschafterbe-

schlüsse, soweit nicht zwingen-

des Recht eine andere Form vor-

schreibt, durch schriftliche - auch 

mittels elektronischer Medien 

(insbesondere E-Mail, Fax) über-

mittelt- oder mündliche, auch 

fernmündliche Abstimmung ge-

fasst werden, wenn alle Gesell-

schafter der gewählten Form der 

Abstimmung zustimmen. 

 

(3) Gesellschafterbeschlüsse bedür-

fen der einfachen Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen, wobei 

Stimmenenthaltungen außer Be-

tracht bleiben, soweit nicht dieser 

Gesellschaftsvertrag oder das 

Gesetz zwingend eine größere 

Mehrheit vorschreibt. Je nominal 

€ 1 eines Geschäftsanteils ge-

währt eine Stimme. 

 



 

(4) Solange und soweit der Gesell-

schafter Bergische Universität 

Wuppertal nicht an der Zusage 

zur Finanzausstattung der Ge-

sellschaft gemäß nachfolgen-

dem§ 14 teilnimmt, somit keine 

eigene Zuzahlung in die Kapital-

rücklage der Gesellschaft im 

Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 

HGB einzahlt, stehen dem Ge-

sellschafter Bergische Universi-

tät Wuppertal aus den von die-

sen gehaltenen Geschäftsantei-

len keine Stimmrechte zu. Das 

Stimmrecht aus den von der 

Bergischen Universität Wupper-

tal gehaltenen Geschäftsanteilen 

lebt dann und insoweit wieder 

auf, wie diese in Zukunft an der 

Zusage zur Finanzausstattung 

gemäß des nachfolgenden§ 14 

teilnimmt. Gleiches gilt für den 

Fall, dass die Geschäftsanteile 

an einen Mitgesellschafter oder 

Dritten übertragen werden und 

dieser seinerseits in entspre-

chender Höhe der Finanzie-

rungszusage gemäß§ 14 nach-

kommt. 

 

(5) Jeder Gesellschafter 

kann sich bei der Ausübung des 

Stimmrechts durch eine(n) oder 

mehrere seiner Prokurist/-innen, 

Mitarbeiter/-innen - hierzu zählen 

(4) Solange und soweit der Gesell-

schafter Bergische Universität 

Wuppertal nicht an der Zusage 

zur Finanzausstattung der Ge-

sellschaft gemäß nachfolgendem 

§ 15 teilnimmt, somit keine ei-

gene Zuzahlung in die Kapital-

rücklage der Gesellschaft im 

Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 

HGB einzahlt, stehen dem Ge-

sellschafter Bergische Universität 

Wuppertal aus den von diesen 

gehaltenen Geschäftsanteilen 

keine Stimmrechte zu. Das 

Stimmrecht aus den von der Ber-

gischen Universität Wuppertal 

gehaltenen Geschäftsanteilen 

lebt dann und insoweit wieder 

auf, wie diese in Zukunft an der 

Zusage zur Finanzausstattung 

gemäß des nachfolgenden § 15 

teilnimmt. Gleiches gilt für den 

Fall, dass die Geschäftsanteile 

an einen Mitgesellschafter oder 

Dritten übertragen werden und 

dieser seinerseits in entspre-

chender Höhe der Finanzie-

rungszusage gemäß § 15 nach-

kommt. 

 

(5) Jeder Gesellschafter kann sich 

bei der Ausübung des Stimm-

rechts durch eine(n) oder meh-

rere seiner Prokurist/-innen, Mit-

arbeiter/-innen - hierzu zählen 



 

auch Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter seiner Konzernobergesell-

schaft - oder einen anderen Ge-

sellschafter vertreten lassen, wo-

bei das Stimmrecht nur einheit-

lich ausgeübt werden kann. Eine 

Vertretung durch andere als die 

vorgenannten Personen ist nur 

zulässig, wenn die übrigen Ge-

sellschafter der Vertretung zu-

stimmen. In jedem Falle der Ver-

tretung durch einen Bevollmäch-

tigten bedarf es einer schriftli-

chen Vollmacht. 

 

(6) Die ordentliche Gesellschafter-

versammlung findet mindestens 

einmal im Jahr am Sitz der Ge-

sellschaft statt. Sie beschließt in 

den durch Gesetz und im Gesell-

schaftsvertrag vorgesehenen 

Fällen. 

 

(7) Außerordentliche Gesellschafter-

versammlungen sind unverzüg-

lich einzuberufen, wenn es im In-

teresse der Gesellschaft erfor-

derlich erscheint. Dies ist insbe-

sondere der Fall, wenn 

(a) der/die Abschlussprüfer/-in 

die Einberufung zur Be-

sprechung des Prüfungs-

berichts oder zur Erläute-

rung der Lage der Gesell-

schaft für erforderlich hält; 

auch Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter seiner Konzernobergesell-

schaft oder einen anderen Ge-

sellschafter vertreten lassen, wo-

bei das Stimmrecht nur einheit-

lich ausgeübt werden kann. Eine 

Vertretung durch andere als die 

vorgenannten Personen ist nur 

zulässig, wenn die übrigen Ge-

sellschafter der Vertretung zu-

stimmen. In jedem Falle der Ver-

tretung durch einen Bevollmäch-

tigten bedarf es einer schriftli-

chen Vollmacht. 

 

(6) Die ordentliche Gesellschafter-

versammlung findet mindestens 

einmal im Jahr am Sitz der Ge-

sellschaft statt. Sie beschließt in 

den durch Gesetz und im Gesell-

schaftsvertrag vorgesehenen 

Fällen. 

 

(7) Außerordentliche Gesellschafter-

versammlungen sind unverzüg-

lich einzuberufen, wenn es im In-

teresse der Gesellschaft erfor-

derlich erscheint. Dies ist insbe-

sondere der Fall, wenn 

(a) der/die Abschlussprüfer/-in 

die Einberufung zur Be-

sprechung des Prüfungsbe-

richts oder zur Erläuterung 

der Lage der Gesellschaft 

für erforderlich hält; 



 

(b) sich aus der Jahresbilanz o-

der einer im Laufe des Ge-

schäftsjahres aufgestellten 

Bilanz ergibt, dass die Hälfte 

des Stammkapitals verloren 

ist; 

(c) die Bestellung einer Ge-

schäftsführerin oder eines 

Geschäftsführers widerrufen 

werden soll oder 

(d) ein Gesellschafter schriftlich 

gegenüber der Geschäfts-

führung unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe die 

Einberufung der Versamm-

lung verlangt. 

 

(8) Die Leitung der Gesellschafterver-

sammlung übernimmt der oder die 

Vorsitzende der Versammlung, im 

Falle seiner/ihrer Verhinderung 

sein(e)/ihr(e) Stellvertreter/-in, 

der/die von der Gesellschafterver-

sammlung für die Dauer von zwei 

Jahren gewählt werden. Die Ge-

sellschafterversammlung wählt 

den oder die Vorsitzende(n) aus 

ihrer Mitte. Der/Die Vorsitzende 

bleibt bis zur Wahl eines Nachfol-

gers/einer Nachfolgerin im Amt. 

Die Leitung der Gesellschafterver-

sammlung stellt die Beschlussfä-

higkeit der Gesellschafterver-

sammlung und die Fassung von 

Gesellschafterbeschlüssen fest 

und entscheidet über die Art der 

(b) sich aus der Jahresbilanz o-

der einer im Laufe des Ge-

schäftsjahres aufgestellten 

Bilanz ergibt, dass die Hälfte 

des Stammkapitals verloren 

ist; 

(c) die Bestellung einer Ge-

schäftsführerin oder eines 

Geschäftsführers widerrufen 

werden soll oder 

(d) ein Gesellschafter schriftlich 

gegenüber der Geschäftsfüh-

rung unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe die 

Einberufung der Versamm-

lung verlangt. 

 

(8) Die Leitung der Gesellschafterver-

sammlung übernimmt der oder die 

Vorsitzende der Versammlung, im 

Falle seiner/ihrer Verhinderung 

sein(e)/ihr(e) Stellvertreter/-in, 

der/die von der Gesellschafterver-

sammlung für die Dauer von zwei 

Jahren gewählt werden. Die Ge-

sellschafterversammlung wählt 

den oder die Vorsitzende(n) aus 

ihrer Mitte. Der/Die Vorsitzende 

bleibt bis zur Wahl eines Nachfol-

gers/einer Nachfolgerin im Amt. 

Die Leitung der Gesell-schafter-

versammlung stellt die Beschluss-

fähigkeit der Gesellschafterver-

sammlung und die Fassung von 

Gesellschafterbeschlüssen fest 

und entscheidet über die Art der 



 

Abstimmung, sofern die Gesell-

schafterversamm-lung nichts ande-

res beschließt. 

 

(9) Die Gesellschafterversammlung 

ist beschlussfähig, wenn Gesell-

schafter anwesend oder vertreten 

sind, die mindestens drei Viertel 

der Stimmrechte repräsentieren. 

Gesellschafter, die durch Telefon- 

oder Videokonferenz zu- geschal-

tet sind, gelten als anwesend. 

Kommt eine beschlussfähige Ver-

sammlung nicht zustande, so ist 

durch eingeschriebenen Brief mit 

einer Frist von mindestens 14 Ta-

gen eine neue Gesellschafterver-

sammlung mit derselben Tages-

ordnung einzuberufen , die ohne 

Rücksicht auf die Anzahl der ver-

tretenen Stimmrechte beschluss-

fähig ist. 

 

(10) Über Beschlüsse der Gesellschaf-

terversammlung ist, sofern nicht 

eine notarielle Niederschrift aufge-

nommen wird, ein schriftliches Pro-

tokoll anzufertigen, welches von 

dem/der Versammlungsleiter/-in 

zu unterzeichnen ist. Über mündli-

che und fernmündliche Be-

schlüsse ist im Nachgang eine Nie-

derschrift zu erstellen, die von den 

Gesellschaftern zu unterzeichnen 

ist. 

 

Abstimmung, sofern die Gesell-

schafterversammlung nichts ande-

res beschließt. 

 

(9) Die Gesellschafterversammlung 

ist beschlussfähig, wenn Gesell-

schafter anwesend oder vertreten 

sind, die mindestens drei Viertel 

der Stimmrechte repräsentieren. 

Gesellschafter, die durch Telefon- 

oder Videokonferenz zu- geschal-

tet sind, gelten als anwesend. 

Kommt eine beschlussfähige Ver-

sammlung nicht zustande, so ist 

durch eingeschriebenen Brief mit 

einer Frist von mindestens 14 Ta-

gen eine neue Gesellschafterver-

sammlung mit derselben Tages-

ordnung einzuberufen, die ohne 

Rücksicht auf die Anzahl der ver-

tretenen Stimmrechte beschluss-

fähig ist. 

 

(10) Über Beschlüsse der Gesellschaf-

terversammlung ist, sofern nicht 

eine notarielle Niederschrift aufge-

nommen wird, ein schriftliches Pro-

tokoll anzufertigen, welches von 

dem/der Versammlungsleiter/-in 

zu unterzeichnen ist. Über mündli-

che und fernmündliche Beschlüsse 

ist im Nachgang eine Niederschrift 

zu erstellen, die von den Gesell-

schaftern zu unterzeichnen ist. 

 

 



 

§ 10 Einberufung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung 

wird von der Geschäftsführung ein-

berufen. 

 

(2) Die Einberufung der Gesellschaf-

terversammlung erfolgt durch 

Brief, per Telefax oder per E-Mail 

an jeden Gesellschafter unter An-

gabe von Zeitpunkt, Ort und der 

Gegenstände der Tagesordnung. 

Zwischen dem Tage der Gesell-

schafterversammlung und dem 

Tage der Absendung des Einla-

dungsschreibens muss ein Zeit-

raum von mindestens vier Wo-

chen liegen. Dabei werden der 

Tag der Absendung und der Tag 

der Gesellschafterversammlung 

nicht mitgezählt. 

 

§ 11 Aufgaben, Beschlüsse 
 
(1) Der Gesellschafterversammlung 

obliegt die Beschlussfassung über 

(a) die Bestätigung der mittel- 

und langfristigen Unterneh-

mensstrategie; 

(b) die Bestellung von Prokuris-

tinnen und Prokuristen; 

(c) die Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung und des 

Lenkungsausschusses; 

(d) die Einstellung in und die 

§ 11 Einberufung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung 

wird von der Geschäftsführung ein-

berufen. 

 

(2) Die Einberufung der Gesellschaf-

terversammlung erfolgt durch 

Brief, per Telefax oder per E-Mail 

an jeden Gesellschafter unter An-

gabe von Zeitpunkt, Ort und der 

Gegenstände der Tagesordnung. 

Zwischen dem Tage der Gesell-

schafterversammlung und dem 

Tage der Absendung des Einla-

dungsschreibens muss ein Zeit-

raum von mindestens vier Wochen 

liegen. Dabei werden der Tag der 

Absendung und der Tag der Ge-

sellschafterversammlung nicht mit-

gezählt. 

 

§ 12 Aufgaben, Beschlüsse 
 
(1) Der Gesellschafterversammlung 

obliegt die Beschlussfassung über 

(a) die Bestätigung der mittel- und 

langfristigen Unternehmens-

strategie; 

(b) die Bestellung von Prokuristin-

nen und Prokuristen; 

(c) die Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung und des 

Lenkungsausschusses; 

(d) die Einstellung in und die Ent-

nahme aus Gewinnrücklagen; 



 

Entnahme aus Gewinnrückla-

gen; 

(e) die Feststellung des Wirt-

schaftsplans, der 5-jährigen 

Wirtschaftsprognose sowie 

der Finanzplanung; 

(f) die Feststellung von Nach-

trägen zum Wirtschaftsplan, 

der 5-jährigen Wirtschafts-

prognose sowie der Finanz-

planung; 

(g) die Feststellung des Jahres-

abschlusses; 

(h) die Verwendung des Ergeb-

nisses; 

(i) die Bestellung und Abberu-

fung von Geschäftsführerin-

nen und Geschäftsführern 

sowie der Abschluss und die 

Änderung der Anstellungs-

verträge; 

(j) die Geltendmachung von Er-

satzansprüchen gegen Mit-

glieder der Geschäftsführung 

oder Gesellschafter; 

(k) die Entlastung der Ge-

schäftsführung und des 

Lenkungsausschusses; 

(l) die Änderung des Gesell-

schaftsvertrages; 

(m) den Erwerb, die Gründung, 

die wesentliche Erweite-

rung , die Veräußerung und 

die Auflösung von Unter-

nehmen, Beteiligungen o.ä. 

sowie den Abschluss und 

(e) die Feststellung des Wirt-

schaftsplans, der 5-jährigen 

Wirtschaftsprognose sowie der 

Finanzplanung; 

(f) die Feststellung von Nachträ-

gen zum Wirtschaftsplan, der 

5-jährigen Wirtschaftsprog-

nose sowie der Finanzplanung; 

(g) die Feststellung des Jahresab-

schlusses; 

(h) die Verwendung des Ergeb-

nisses; 

(i) die Bestellung und Abberufung 

von Geschäftsführerinnen und 

Ge-schäftsführern sowie der 

Abschluss und die Änderung 

der Anstellungsverträge; 

(j) die Geltendmachung von Er-

satzansprüchen gegen Mit-

glieder der Geschäftsführung 

oder Gesellschafter; 

(k) die Entlastung der Geschäfts-

führung und des Lenkungs-

ausschusses; 

(l) die Änderung des Gesell-

schaftsvertrages; 

(m) den Erwerb, die Gründung, 

die wesentliche Erweiterung, 

die Veräußerung und die Auf-

lösung von Unternehmen, Be-

teiligungen o.ä. sowie den 

Abschluss und die Abände-

rung von Unternehmensver-

trägen im Sinne der §§291 

und 292 Abs. 1 des Aktienge-

setzes; 



 

die Abänderung von Unter-

nehmensverträgen im 

Sinne der §§291 und 292 

Abs. 1 des Aktiengesetzes; 

(n) die Verschmelzung, Vermö-

gensübertragung oder Um-

wandlung der Gesellschaft; 

(o) die Auflösung der Gesell-

schaft und Wahl der Liqui-

datoren; 

(p) die Wahl des Abschluss-

prüfers/ der Abschlussprü-

ferin; 

(q) die Wahl des Vorsitzenden 

der Gesellschafterver-

sammlung und seines Stell-

vertreters. 

 

(2) Beschlüsse gemäß Abs. 1 lit. a, b, 

c, d, g, h, i, j, k, 1, m, n, o, p und q 

bedürfen der Mehrheit von drei 

Vierteln, soweit nicht an anderer 

Stelle eine größere Mehrheit ge-

fordert wird. Beschlüsse gemäß 

Abs. 1 lit. e) und f) sind einstimmig 

zu fassen. 

 

§ 12 Lenkungsausschuss 
 
(1) Die Gesellschafter bilden neben 

der Gesellschafterversammlung 

einen Lenkungsausschuss. § 52 

Abs. 1 GmbHG findet keine An-

wendung. 

 

(n) die Verschmelzung, Vermö-

gensübertragung oder Um-

wandlung der Gesellschaft; 

(o) die Auflösung der Gesellschaft 

und Wahl der Liquidatoren; 

(p) die Wahl des Abschlussprü-

fers/ der Abschlussprüferin; 

(q) die Wahl des Vorsitzenden 

der Gesellschafterversamm-

lung und seines Stellvertre-

ters. 

 

(2) Beschlüsse gemäß Abs. 1 lit. a, b, 

c, d, g, h, i, j, k, 1, m, n, o, p und q 

bedürfen der Mehrheit von drei 

Vierteln, soweit nicht an anderer 

Stelle eine größere Mehrheit ge-

fordert wird. Beschlüsse gemäß 

Abs. 1 lit. e) und f) sind einstimmig 

zu fassen. 

 

 

 

 

 

 

 

§ 13 Lenkungsausschuss 
 
(1) Die Gesellschafter bilden neben 

der Gesellschafterversammlung 

einen Lenkungsausschuss. § 52 

Abs. 1 GmbHG findet keine An-

wendung. 

 



 

(2) Jeder Gesellschafter ist berech-

tigt, ein Mitglied in den Lenkungs-

ausschuss zu entsenden. 

 

(3) Der Lenkungsausschuss gibt 

sich eine Geschäftsordnung. 

 

(4) Das Wuppertal Institut ist be-

rechtigt, ein Mitglied mit beraten-

der Stimme in den Lenkungs-

ausschuss zu entsenden, sofern 

nicht die Gesellschafterver-

sammlung mit Mehrheit von drei 

Vierteln den Entzug dieses Ent-

sendungsrechts beschließt.  

 

(5) Der Lenkungsausschuss unter-

stützt und berät die Geschäfts-

führung. Der Lenkungsaus-

schuss hat insbesondere fol-

gende Aufgaben: 

 

(a) Beratung einer mittel- und 

langfristigen Unternehmens-

strategie zur Empfehlung an 

die Gesellschafterversamm-

lung; 

(b) Beratung über das Projekt-

portfolio und Beratung sowie 

Empfehlung von Projekten 

entsprechend der Systema-

tik zum Projektportfolio; 

(c) Beratung des Wirtschafts-

plans, der fünfjährigen Wirt-

schaftsprognose und der Fi-

(2) Jeder Gesellschafter ist berech-

tigt, ein Mitglied in den Lenkungs-

ausschuss zu entsenden. 

 

(3) Der Lenkungsausschuss gibt 

sich eine Geschäftsordnung. 

 

(4) Das Wuppertal Institut ist be-

rechtigt, ein Mitglied mit beraten-

der Stimme in den Lenkungsaus-

schuss zu entsenden, sofern 

nicht die Gesellschafterversamm-

lung mit Mehrheit von drei Vier-

teln den Entzug dieses Entsen-

dungsrechts beschließt. 

 

(5) Der Lenkungsausschuss unter-

stützt und berät die Geschäftsfüh-

rung. Der Lenkungsausschuss hat 

insbesondere folgende Aufgaben: 

 

(a) Beratung einer mittel- und 

langfristigen Unternehmens-

strategie zur Empfehlung an 

die Gesellschafterversamm-

lung; 

(b) Beratung über das Projekt-

portfolio und Beratung sowie 

Empfehlung von Projekten 

entsprechend der Systema-

tik zum Projektportfolio; 

(c) Beratung des Wirtschafts-

plans, der fünfjährigen Wirt-

schaftsprognose und der Fi-

nanzplanung zur Empfeh-



 

nanzplanung zur Empfeh-

lung an die Gesellschafter-

versammlung; 

(d) Erörterung der Quartalsbe-

richterstattung und der Liqui-

ditätsberichte der Geschäfts-

führung. 

 

(6) Die Gesellschafter werden das 

von ihnen jeweils entsandte Mit-

glied des Lenkungsausschusses 

abberufen, wenn Gesellschafter, die 

zusammen über drei Viertel der 

Stimmrechte in der Gesellschaf-

terversammlung verfügen, dies 

aus wichtigem Grund verlangen. 

 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 

vor, wenn in Bezug auf ein Mitglied das 

für eine konstruktive Zusammenarbeit 

erforderliche Vertrauen der anderen Mit-

glieder irreparabel gestört ist. Bei der 

Abstimmung nach Satz 1 sind die Ge-

sellschafter, die die betreffenden Mit-

glieder in den Lenkungsausschuss ent-

sandt haben, nicht stimmberechtigt; ihre 

Stimmrechte in der Gesellschafterver-

sammlung bleiben bei der Bestimmung 

der Mehrheitserfordernisse außer Be-

tracht. 

 

§ 13 Wirtschaftsplan, Rechnungsle-
gung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat dafür zu 

lung an die Gesellschafter-

versammlung; 

(d) Erörterung der Quartalsbe-

richterstattung und der Liqui-

ditätsberichte der Geschäfts-

führung. 

 

(6) Die Gesellschafter werden das 

von ihnen jeweils entsandte Mit-

glied des Lenkungsausschusses 

abberufen, wenn Gesellschafter, die 

zusammen über drei Viertel der 

Stimmrechte in der Gesellschafter-

versammlung verfügen, dies aus 

wichtigem Grund verlangen. 

 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 

vor, wenn in Bezug auf ein Mitglied das 

für eine konstruktive Zusammenarbeit 

erforderliche Vertrauen der anderen Mit-

glieder irreparabel gestört ist. Bei der 

Abstimmung nach Satz 1 sind die Ge-

sellschafter, die die betreffenden Mit-

glieder in den Lenkungsausschuss ent-

sandt haben, nicht stimmberechtigt; ihre 

Stimmrechte in der Gesellschafterver-

sammlung bleiben bei der Bestimmung 

der Mehrheitserfordernisse außer Be-

tracht. 

 

 

§ 14 Wirtschaftsplan, Rechnungsle-
gung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat dafür zu 



 

sorgen, dass das Rechnungswe-

sen und die Betriebsorganisation 

die Erfüllung der Aufgaben der 

Gesellschaft gewährleisten. Sie 

hat geeignete Maßnahmen zu 

treffen, insbesondere ein Überwa-

chungssystem einzurichten, damit 

den Fortbestand der Gesellschaft 

gefährdende Entwicklungen früh-

zeitig erkannt werden. 

 

(2) Die Geschäftsführung hat in 

sinngemäßer Anwendung der für 

die Eigen- betriebe geltenden Vor-

schriften des Landes NRW jährlich 

einen Wirtschafts-plan, eine fünf-

jährige Wirtschaftsprognose und 

einen Finanzplan aufzustellen. Der 

Wirtschaftsplan umfasst den Er-

folgsplan, den Vermögensplan und 

den Personalbedarfsplan. Der 

Wirtschaftsplan, die Wirtschafts-

prognose und der Finanzplansind 

so rechtzeitig aufzustellen, dass 

die Gesellschafterversammlung 

diese vor Beginn des Geschäfts-

jahres beraten und feststellen 

kann. 

 

(3) Die Geschäftsführung erstellt für 

jedes abgelaufene Quartal inner-

halb von vier Wochen nach Ablauf 

des Quartals einen Bericht an die 

Mitglieder der Gesellschafterver-

sammlung sowie die Mitglieder 

des Lenkungsausschusses, in dem 

sorgen, dass das Rechnungswe-

sen und die Betriebsorganisation 

die Erfüllung der Aufgaben der 

Gesellschaft gewährleisten. Sie 

hat geeignete Maßnahmen zu tref-

fen, insbesondere ein Überwa-

chungssystem einzurichten, damit 

den Fortbestand der Gesellschaft 

gefährdende Entwicklungen früh-

zeitig erkannt werden. 

 

(2) Die Geschäftsführung hat in sinn-

gemäßer Anwendung der für die 

Eigenbetriebe geltenden Vorschrif-

ten des Landes NRW jährlich einen 

Wirtschafts-plan, eine fünfjährige 

Wirtschaftsprognose und einen Fi-

nanzplan aufzustellen. Der Wirt-

schaftsplan umfasst den Erfolgs-

plan, den Vermögensplan und den 

Personalbedarfsplan. Der Wirt-

schaftsplan, die Wirtschaftsprog-

nose und der Finanzplansind so 

rechtzeitig aufzustellen, dass die 

Gesellschafterversammlung diese 

vor Beginn des Geschäftsjahres 

beraten und feststellen kann. 

 

(3) Die Geschäftsführung erstellt für je-

des abgelaufene Quartal innerhalb 

von vier Wochen nach Ablauf des 

Quartals einen Bericht an die Mit-

glieder der Gesellschafterver-

sammlung sowie die Mitglieder 

des Lenkungsausschusses, in dem 



 

die quartalsanteiligen Planvorga-

ben den tatsächlichen Quartalser-

gebnissen gegenübergestellt wer-

den. Wesentliche Abweichungen 

sind b sonders hervorzuheben 

und zu erläutern. Darüber hinaus 

erstellt die Geschäftsführung mo-

natliche Berichte zur Liquiditätssi-

tuation an die Mitglieder des Len-

kungsausschusses. 

 

§ 14 Finanzierung der Gesellschaft 
 
(1) Die Gesellschafter werden ent-

sprechend ihrer jeweiligen Beteili-

gung den im festgestellten Wirt-

schaftsplan vorgesehenen Kapi-

talbedarf der Gesellschaft durch 

andere Zuzahlungen im Sinne des 

§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB zu den im 

Finanzplan vorgesehenen Zeit-

punkten decken. Entsprechendes 

gilt für Nachträge zum Wirtschafts-

plan und zum Finanzplan. 

 

(2) Den auf die Bergische Universität 

Wuppertal entfallenden Anteil am 

Kapitalbedarf der Gesellschaft 

übernehmen die übrigen Gesell-

schafter entsprechend der anteili-

gen Höhe ihrer Beteiligung an der 

Gesellschaft. 

 

(3) Den Gesellschaftern der öffentli-

chen Hand darf keine Nachschuss-

die quartalsanteiligen Planvorga-

ben den tatsächlichen Quartalser-

gebnissen gegenübergestellt wer-

den. Wesentliche Abweichungen 

sind besonders hervorzuheben 

und zu erläutern. Darüber hinaus 

erstellt die Geschäftsführung mo-

natliche Berichte zur Liquiditätssi-

tuation an die Mitglieder des Len-

kungsausschusses. 

 

§ 15 Finanzierung der Gesellschaft 
 
(1) Die Gesellschafter werden entspre-

chend ihrer jeweiligen Beteiligung 

den im festgestellten Wirtschafts-

plan vorgesehenen Kapitalbedarf 

der Gesellschaft durch andere Zu-

zahlungen im Sinne des § 272 

Abs. 2 Nr. 4 HGB zu den im Fi-

nanzplan vorgesehenen Zeitpunk-

ten decken. Entsprechendes gilt 

für Nachträge zum Wirtschaftsplan 

und zum Finanzplan. 

 

(2) Den auf die Bergische Universität 

Wuppertal entfallenden Anteil am 

Kapitalbedarf der Gesellschaft 

übernehmen die übrigen Gesell-

schafter entsprechend der anteili-

gen Höhe ihrer Beteiligung an der 

Gesellschaft. 

 

(3) Den Gesellschaftern der öffentli-

chen Hand darf keine Nachschuss-



 

pflicht auferlegt werden. Gesell-

schafter der öffentlichen Hand in 

diesem Sinne sind die Wirtschafts-

förderung Wuppertal AöR, Wirt-

schaftsförderung Solingen GmbH 

& Co KG, Stadt Remscheid (Wirt-

schaftsförderung) und die Bergi-

sche Struktur- und Wirtschafts-

förderungsgesellschaft mbH. 

 

§ 15 Jahresabschluss und Gewinn-
verteilung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat in An-

wendung der Vorschriften des 3. 

Buches des HGB für große Ka-

pitalgesellschaften innerhalb der 

ersten drei Monate des Folge-

jahres einen Jahresabschluss 

(Bilanz, Gewinn- und Verlust-

rechnung, Anhang) und einen 

Lagebericht aufzustellen und 

ebenso in entsprechender An-

wendung der für die Eigenbe-

triebe geltenden Vorschriften 

dem Abschlussprüfer/ der Ab-

schlussprüferin zur Prüfung vor-

zulegen. 

 

Im Lagebericht oder im Zusammen-

hang damit ist zur Einhaltung der öf-

fentlichen Zwecksetzung oder der 

Zweckerreichung Stellung zu nehmen. 

Der Auf- trag an den Abschlussprüfer 

ist auf den § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) 

pflicht auferlegt werden. Gesell-

schafter der öffentlichen Hand in 

diesem Sinne sind die Wirtschafts-

förderung Wuppertal AöR, Wirt-

schaftsförderung Solingen GmbH 

& Co KG, Stadt Remscheid (Wirt-

schaftsförderung) und die Bergi-

sche Struktur- und Wirtschafts-

förderungsgesellschaft  mbH. 

 

§ 16 Jahresabschluss und Gewinn-
verteilung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat in An-

wendung der Vorschriften des 3. 

Buches des HGB für große Kapi-

talgesellschaften innerhalb der 

ersten drei Monate des Folgejah-

res einen Jahresabschluss (Bi-

lanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung, Anhang) und einen Lage-

bericht aufzustellen und ebenso 

in entsprechender Anwendung 

der für die Eigenbetriebe gelten-

den Vorschriften dem Abschluss-

prüfer/ der Abschlussprüferin zur 

Prüfung vorzulegen.  

 

(2) Im Lagebericht oder im Zusam-

menhang damit ist zur Einhaltung 

der öffentlichen Zwecksetzung o-

der der Zweckerreichung Stellung 

zu nehmen. Der Auf- trag an den 

Abschlussprüfer ist auf den § 53 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushalts-



 

zu erstrecken. 

 

(2) Nach Prüfung durch den/die Ab-

schlussprüfer/-in hat die Ge-

schäftsführung den Jahresab-

schluss und den Lagebericht zu-

sammen mit dem Prüfungsbe-

richt unverzüglich der Gesell-

schafterversammlung zur Fest-

stellung des Jahresabschlusses 

vorzulegen. Zugleich hat sie den 

Gesellschaftern einen Ergebnis-

verwendungsvorschlag vorzule-

gen. 

 

(3) Unbeschadet weitergehender 

Prüfungsrechte sind die Rech-

nungsprüfungsämter der beteilig-

ten Gemeinden berechtigt, die 

ihnen nach § 54 Abs. 1 des 

Haushaltsgrundsätzegesetzes 

zustehenden Rechte auszuüben. 

Die Gesellschafterversammlung 

kann auch außerplanmäßige 

Prüfungen durchführen lassen. 

 

(4) Die Gesellschafter haben inner-

halb der gesetzlichen Fristen 

über die Feststellung des Jah-

resabschlusses und über die Ver-

wendung des Ergebnisses zu 

beschließen. 

 

(5) Im Beschluss über die Verwen-

dung des Ergebnisses können 

grundsätzegesetz (HGrG) zu er-

strecken. 

 

(3) Zusätzlich ist ein den steuerli-

chen Vorschriften entsprechen-

der Jahresabschluss aufzustel-

len, welcher um eine Mittelver-

wendungsrechnung zu ergänzen 

ist. 

 

(4) Nach Prüfung durch den/die Ab-

schlussprüfer/-in hat die Ge-

schäftsführung den Jahresab-

schluss und den Lagebericht zu-

sammen mit dem Prüfungsbe-

richt unverzüglich der Gesell-

schafterversammlung zur Fest-

stellung des Jahresabschlusses 

vorzulegen. Zugleich hat sie den 

Gesellschaftern einen Ergebnis-

verwendungsvorschlag vorzule-

gen. 

 

(5) Unbeschadet weitergehender 

Prüfungsrechte sind die Rech-

nungsprüfungsämter der beteilig-

ten Gemeinden berechtigt, die 

ihnen nach § 54 Abs. 1 des Haus-

haltsgrundsätzegesetzes zu-

stehenden Rechte auszuüben. 

Die Gesellschafterversammlung 

kann auch außerplanmäßige 

Prüfungen durchführen lassen. 

 

(6) Die Gesellschafter haben inner-

halb der gesetzlichen Fristen 



 

die Gesellschafter Beträge in Ge-

winnrücklagen einstellen oder als 

Gewinn vortragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 16 Verfügungen über Geschäftsan-
teile 

 
(1) Verfügungen über Geschäftsan-

teile, insbesondere Abtretung 

und Verpfändung, sind nur mit 

einstimmiger Zustimmung der 

Gesellschafterversammlung 

wirksam. Dies gilt auch für die 

Einräumung von Unterbeteiligun-

gen, Übertragung im Rahmen 

von Umwandlungen nach dem 

Umwandlungsgesetz und die Be-

gründung von Rechtsverhältnis-

sen, aufgrund derer ein Gesell-

schafter seinen Anteil ganz oder 

teilweise als Treuhänder eines 

anderen hält oder die Ausübung 

seiner Gesellschafterrechte an 

die Zustimmung eines anderen 

bindet, falls dieser nicht selbst 

über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und über die Ver-

wendung des Ergebnisses zu be-

schließen. 

 

(7) Im Beschluss über die Verwen-

dung des Ergebnisses können 

die Gesellschafter Beträge in 

Rücklagen einstellen oder als Ge-

winn vortragen. 

 

(8) Bei der Gewinnverwendung sind 

die Regelungen in § 3 der Sat-

zung zu beachten. 

 

§ 17 Verfügungen über Geschäftsan-
teile 

 
(1) Verfügungen über Geschäftsan-

teile, insbesondere Abtretung 

und Verpfändung, sind nur mit 

einstimmiger Zustimmung der 

Gesellschafterversammlung 

wirksam. Dies gilt auch für die 

Einräumung von Unterbeteiligun-

gen, Übertragung im Rahmen 

von Umwandlungen nach dem 

Umwandlungsgesetz und die Be-

gründung von Rechtsverhältnis-

sen, aufgrund derer ein Gesell-

schafter seinen Anteil ganz oder 

teilweise als Treuhänder eines 

anderen hält oder die Ausübung 

seiner Gesellschafterrechte an 

die Zustimmung eines anderen 

bindet, falls dieser nicht selbst 

hat gelöscht: Gewinnrücklagen 



 

Gesellschafter ist. 

 

(2) Eine Zustimmung der Gesell-

schafter zu sämtlichen in vorste-

hendem Abs. 1 beschriebenen 

Verfügungen, Übertragungen im 

Rahmen von Umwandlungs-

maßnahmen oder anderen Maß-

nahmen ist nicht erforderlich, so-

weit die Geschäftsanteile an ver-

bundene Unternehmen des 

übertragenden Gesellschafters 

im Sinne des§ 15 AktG erfolgen 

sollen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 17 Einziehung von Geschäftsantei-
len, Zwangsabtretung 

 
(1) Die Gesellschaft kann Geschäfts-

anteile mit Zustimmung des be-

troffenen Gesellschafters einzie-

hen. 

 

(2) Geschäftsanteile können unbe-

schadet weiterer Gründe in die-

sem Vertrag ohne Zustimmung 

des betroffenen Gesellschafters 

eingezogen werden, wenn 

Gesellschafter ist. Die Zustim-

mung soll nur erteilt werden, 

wenn der Erwerber Gewähr für 

die dauerhafte Erfüllung der ge-

meinnützigen Satzungszwecke 

bietet. 

 

(2) Eine Zustimmung der Gesell-

schafter zu sämtlichen in vorste-

hendem Abs. 1 beschriebenen 

Verfügungen, Übertragungen im 

Rahmen von Umwandlungsmaß-

nahmen oder anderen Maßnah-

men ist nicht erforderlich, soweit 

die Geschäftsanteile an verbun-

dene Unternehmen des übertra-

genden Gesellschafters im Sinne 

des§ 15 AktG erfolgen sollen. 

Die Gewähr für die dauerhafte 

Erfüllung der gemeinnützigen 

Satzungszwecke hat der Erwer-

ber jedoch dennoch zu bieten. 

 

§ 18 Einziehung von Geschäftsantei-
len, Zwangsabtretung 

 
(1) Die Gesellschaft kann Geschäfts-

anteile mit Zustimmung des be-

troffenen Gesellschafters einzie-

hen. 

 

(2) Geschäftsanteile können unbe-

schadet weiterer Gründe in die-

sem Vertrag ohne Zustimmung 

des betroffenen Gesellschafters 

eingezogen werden, wenn 



 

 

(a) sie von einem Gläubiger 

des Gesellschafters ge-

pfändet oder anderweitig 

Gegenstand der Zwangs-

vollstreckung geworden 

sind und die Zwangsvoll-

streckungsmaßnahme 

nicht innerhalb von sechs 

Monaten seit der Pfändung 

oder sonstigen Zwangsvoll-

streckungsmaßnahme, spä-

testens aber vor der Ver-

wertung des Anteils, aufge-

hoben worden ist; 

(b) ein Insolvenzverfahren 

über das Vermögen eines 

Gesellschafters eröffnet o-

der die Eröffnung eines sol-

chen Verfahrens mangels 

Masse abgelehnt worden 

ist; 

(c) der Gesellschafter über 

seinen Geschäftsanteil ent-

gegen den Re- gelungen 

des § 16 verfügt oder 

(d) ein Gesellschafter gegen 

eine wesentliche Verpflich-

tung aus dem Gesell-

schaftsverhältnis verstößt 

und - bei Fortdauer des 

Verstoßes - den Verstoß 

trotz Abmahnung nicht bin-

nen 1 (eines) Monats ab-

stellt. 

 

 

(a) in seiner Person ein wichtiger 

Grund vorliegt, der nach den 

Vorschriften der §§ 140, 133 

HGB seinen Ausschluss aus 

der Gesellschaft rechtfertigt. 

Ein wichtiger Grund idS liegt 

insbesondere dann vor, wenn 

der Gesellschaft ein verblei-

ben des Gesellschafters in der 

Gesellschaft nicht mehr zuge-

mutet werden kann; dies ist 

beispielsweise der Fall, wenn 

der Gesellschafter keine Ge-

währ mehr für die dauerhafte 

Erfüllung der gemeinnützigen 

Satzungszwecke bietet; 

(b) sie von einem Gläubiger 

des Gesellschafters ge-

pfändet oder anderweitig 

Gegenstand der Zwangs-

vollstreckung geworden 

sind und die Zwangsvoll-

streckungsmaßnahme nicht 

innerhalb von sechs Mona-

ten seit der Pfändung oder 

sonstigen Zwangsvollstre-

ckungsmaßnahme, spätes-

tens aber vor der Verwer-

tung des Anteils, aufgeho-

ben worden ist; 

(c) ein Insolvenzverfahren über 

das Vermögen eines Gesell-

schafters eröffnet oder die 

Eröffnung eines solchen 

Verfahrens mangels Masse 



 

(3) Die Einziehung von Geschäfts-

anteilen wird durch die Ge-

schäftsführung erklärt und mit 

Zugang der Erklärung bei dem 

betroffenen Gesellschafter wirk-

sam. Sie bedarf eines Gesell-

schafterbeschlusses, der einstim-

mig zu fassen ist. Der von der 

Entscheidung betroffene Gesell-

schafter hat bei der Abstimmung 

kein Stimmrecht. Die Auszah-

lung der Vergütung ist nicht Be-

dingung für die Wirksamkeit der 

Einziehung. 

 

(4) Ein Gesellschafter, dessen Ge-

schäftsanteile eingezogen wer-

den, hat Anspruch auf eine Ab-

findung in Höhe des Ge-

samtnennbetrages der eingezo-

genen Geschäftsanteile. Die Ab-

findung wird einen Monat nach 

dem Wirksamwerden des Ein-

ziehungsbeschlusses fällig. 

 

(5) Statt der Einziehung kann die 

Gesellschafterversammlung be-

schließen, dass die Geschäfts-

anteile auf die Gesellschaft 

selbst, einen oder mehrere Ge-

sellschafter oder einen oder 

mehrere Dritte zu übertragen 

sind. In diesem Fall gilt die nach 

Absatz 3 erforderliche Zustim-

mung der Gesellschafterver-

abgelehnt worden ist; 

(d) der Gesellschafter über sei-

nen Geschäftsanteil entge-

gen den Re- gelungen des 

§ 17 verfügt oder 

(e) ein Gesellschafter gegen 

eine wesentliche Verpflich-

tung aus dem Gesell-

schaftsverhältnis verstößt 

und - bei Fortdauer des 

Verstoßes den Verstoß 

trotz Abmahnung nicht bin-

nen 1 (eines) Monats ab-

stellt. 

 

(3) Die Einziehung von Geschäfts-

anteilen wird durch die Ge-

schäftsführung erklärt und mit 

Zugang der Erklärung bei dem 

betroffenen Gesellschafter wirk-

sam. Sie bedarf eines Gesell-

schafterbeschlusses, der einstim-

mig zu fassen ist. Der von der 

Entscheidung betroffene Gesell-

schafter hat bei der Abstimmung 

kein Stimmrecht. Die Auszah-

lung der Vergütung ist nicht Be-

dingung für die Wirksamkeit der 

Einziehung. 

 

(4) Ein Gesellschafter, dessen Ge-

schäftsanteile eingezogen wer-

den, hat Anspruch auf eine Abfin-

dung in Höhe des Gesamtnenn-

betrages der eingezogenen Ge-

schäftsanteile. Die Abfindung 



 

sammlung zur Abtretung als er-

teilt. Die in Absatz 4 bestimmte 

Abfindung ist vom Erwerber zu 

zahlen. Jeder Gesellschafter be-

vollmächtigt hiermit unwiderruf-

lich die Gesellschaft unter Be-

freiung von den Beschränkun-

gen des § 181 BGB, die für die 

Zwangsübertragung erforderli-

chen Erklärungen in seinem Na-

men abzugeben. Bis zur Wirk-

samkeit der Übertragung ruhen 

die Stimmrechte des ausschei-

denden Gesellschafters. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

wird einen Monat nach dem 

Wirksamwerden des Einzie-

hungsbeschlusses fällig. 

 

(5) Statt der Einziehung kann die 

Gesellschafterversammlung be-

schließen, dass die Geschäfts-

anteile auf die Gesellschaft 

selbst, einen oder mehrere Ge-

sellschafter oder einen oder meh-

rere Dritte zu übertragen sind. In 

diesem Fall gilt die nach Absatz 

3 erforderliche Zustimmung der 

Gesellschafterversammlung zur 

Abtretung als erteilt. Die in Ab-

satz 4 bestimmte Abfindung ist 

vom Erwerber zu zahlen. Jeder 

Gesellschafter bevollmächtigt 

hiermit unwiderruflich die Gesell-

schaft unter Befreiung von den 

Beschränkungen des § 181 

BGB, die für die Zwangsübertra-

gung erforderlichen Erklärungen 

in seinem Namen abzugeben. 

Bis zur Wirksamkeit der Übertra-

gung ruhen die Stimmrechte des 

ausscheidenden Gesellschaf-

ters. 

 

§ 19 Auflösung, Liquidation der Ge-
sellschaft 

 
(1) An die Gesellschafter dürfen im 

Rahmen der Liquidation nur die 

eingezahlten Kapitalanteile 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 18 Bekanntmachungen 
 
(1) Bekanntmachungen der Gesell-

schaft erfolgen nur im elektroni-

schen Bun-desanzeiger für die 

Bundesrepublik Deutschland. 

 

(2) Hält eine Gemeinde mehr als die 

Hälfte der Anteile an der Gesell-

schaft, hat eine ortsübliche Be-

kanntmachung des Jahresab-

schlusses in der jeweiligen Ge-

meinde zu erfolgen (§ 108 Abs. 3 

Nr. 1 lit. c GO NRW). 

 

§ 19 Gesamtabschluss 

(Stammeinlagen) und der ge-

meine Wert etwaig geleisteter 

Sacheinlagen im Zeitpunkt der 

Leistung zurückgezahlt werden. 

 

(2) Bei Auflösung der Gesellschaft o-

der bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen der 

Gesellschaft, soweit es die einge-

zahlten Kapitalanteile der Gesell-

schafter und den gemeinen Wert 

der von den Gesellschaftern ge-

leisteten Sacheinlagen übersteigt 

an eine juristische Person des öf-

fentlichen Rechts oder eine an-

dere steuerbegünstigte Körper-

schaft zwecks Verwendung für die 

gleichlautenden Satzungszwecke 

gemäß § 3. 

 
§ 20 Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen der Gesell-

schaft erfolgen nur im elektroni-

schen Bundesanzeiger für die Bun-

desrepublik Deutschland. 

 

(2) Hält eine Gemeinde mehr als die 

Hälfte der Anteile an der Gesell-

schaft, hat eine ortsübliche Be-

kanntmachung des Jahresab-

schlusses in der jeweiligen Ge-

meinde zu erfolgen (§ 108 Abs. 3 

Nr. 1 lit. c GO NRW). 

 

§ 21 Gesamtabschluss 



 

 
Den Gemeinden Wuppertal, Solingen, 

Remscheid als juristische Personen des 

öffentlichen Rechts wird das Recht ein-

geräumt von der Gesellschaft Aufklärung 

und Nachweise zu verlangen, die die 

Aufstellung des Gesamtabschlusses 

nach §118 GO NRW erfordert. 

 

§ 20 Streitschlichtung 
 
(1) Die Gesellschafter errichten auf 

Verlangen eines Gesellschafters 

einen Vermittlungsausschuss mit 

den Oberbürgermeistern/Oberbür-

germeisterinnen der Städte Solin-

gen, Remscheid und Wuppertal als 

Mitgliedern. Der/Die Vorsitzende 

wird aus der Mitte des Vermitt-

lungsausschusses bestimmt. 

Sollte eines der Mitglieder des 

Vermittlungsausschusses an der 

Ausübung seines Amtes gehindert 

sein oder dies niederlegen, hat die 

Gesellschafterversammlung ein 

Ersatzmitglied zu bestellen, wobei 

eine einfache Mehrheit genügt. 

 

(2) Können die Gesellschafter über 

eine Frage, die des Beschlusses 

der Gesellschafterversammlung 

bedarf, keine Einigung erzielen, 

bzw. kommt eine zur Beschluss-

fassung erforderliche Mehrheit 

nicht zustande, und droht der Ge-

sellschaft hierdurch ein Schaden, 
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und Nachweise zu verlangen, die die 

Aufstellung des Gesamtabschlusses 

nach §118 GO NRW erfordert. 

 

§ 22 Streitschlichtung 
 
(1) Die Gesellschafter errichten auf 

Verlangen eines Gesellschafters 

einen Vermittlungsausschuss mit 

den Oberbürgermeistern/Oberbür-

germeisterinnen der Städte Solin-

gen, Remscheid und Wuppertal als 

Mitgliedern. Der/Die Vorsitzende 

wird aus der Mitte des Vermitt-

lungsausschusses bestimmt. 

Sollte eines der Mitglieder des 

Vermittlungsausschusses an der 

Ausübung seines Amtes gehindert 

sein oder dies niederlegen, hat die 

Gesellschafterversammlung ein 

Ersatzmitglied zu bestellen, wobei 

eine einfache Mehrheit genügt. 

 

(2) Können die Gesellschafter über 

eine Frage, die des Beschlusses 

der Gesellschafterversammlung 

bedarf, keine Einigung erzielen, 

bzw. kommt eine zur Beschluss-

fassung erforderliche Mehrheit 

nicht zustande, und droht der Ge-

sellschaft hierdurch ein Schaden, 



 

so ist jede Partei berechtigt, die 

Frage dem Vermittlungsaus-

schuss vorzulegen. 

 

(3) Der Vermittlungsausschuss be-

stimmt sein Verfahren nach billi-

gem Er- messen, wobei allen Ge-

sellschaftern Gelegenheit zu ge-

ben ist, zu der vorgelegten Frage 

Stellung zu nehmen. 

 

(4) Der Vermittlungsausschuss soll in 

angemessen kurzer Frist einen 

Entscheidungsvorschlag erarbei-

ten, der des einstimmigen Be-

schlusses der Mitglieder des Ver-

mittlungsausschusses bedarf. 

 

(5) Der Entscheidungsvorschlag ist für 

die Gesellschafter und die Gesell-

schaft verbindlich. 

 

Dies gilt nicht für Maßnahmen nach § 

11 Abs.1 lit. f. Die Gesellschafter sind 

verpflichtet, ihre Gesellschafterrechte so 

auszuüben, dass der Entscheidungsvor-

schlag unverzüglich umgesetzt wird. 

 

 

§ 21 Schiedsklausel 
 
(1) Alle Streitigkeiten zwischen Ge-

sellschaftern oder zwischen der 

Gesellschaft und ihren Gesell-

schaftern im Zusammenhang mit 

diesem Gesellschaftsvertrag oder 

so ist jede Partei berechtigt, die 

Frage dem Vermittlungsausschuss 

vorzulegen. 

 

(3) Der Vermittlungsausschuss be-

stimmt sein Verfahren nach billi-

gem Er- messen, wobei allen Ge-

sellschaftern Gelegenheit zu ge-

ben ist, zu der vorgelegten Frage 

Stellung zu nehmen. 

 

(4) Der Vermittlungsausschuss soll in 

angemessen kurzer Frist einen 

Entscheidungsvorschlag erarbei-

ten, der des einstimmigen Be-

schlusses der Mitglieder des Ver-

mittlungsausschusses bedarf. 

 

(5) Der Entscheidungsvorschlag ist für 

die Gesellschafter und die Gesell-

schaft verbindlich. 

 

(6) Dies gilt nicht für Maßnahmen 

nach § 11 Abs.1 lit. f. Die Gesell-

schafter sind verpflichtet, ihre Ge-

sellschafterrechte so auszuüben, 

dass der Entscheidungsvorschlag 

unverzüglich umgesetzt wird. 

 

§ 23 Schiedsklausel 
 
(1) Alle Streitigkeiten zwischen Ge-

sellschaftern oder zwischen der 

Gesellschaft und ihren Gesell-

schaftern im Zusammenhang mit 

diesem Gesellschaftsvertrag oder 



 

über seine Gültigkeit werden, so-

fern sie nicht gemäß§ 20 in die 

Zuständigkeit des Vermittlungs-

ausschusses fallen, nach der 

Schiedsgerichtsordnung (DIS-

SchO) und den Ergänzenden Re-

geln für gesellschaftsrechtliche 

Streitigkeiten (DIS-ERGeS) der 

Deutschen Institution für Schieds-

gerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter 

Ausschluss des ordentlichen 

Rechtswegs endgültig entschie-

den. 

 

(2) Die Wirkungen des Schieds-

spruchs erstrecken sich auch auf 

die Gesellschafter, die fristgemäß 

als Betroffene benannt werden, 

unabhängig davon, ob sie von der 

ihnen eingeräumten Möglichkeit, 

dem schiedsrichterlichen Verfah-

ren als Partei oder Nebeninterve-

nient beizutreten, Gebrauch ge-

macht haben (§ 11 DIS-ERGeS). 

Die fristgemäß als Betroffene be-

nannten Gesellschafter verpflich-

ten sich, die Wirkungen eines 

nach Maßgabe der Bestimmungen 

in den DIS-ERGeS ergangenen 

Schiedsspruchs anzuerkennen. 

 

(3) Ausgeschiedene Gesellschafter 

bleiben an diese Schiedsvereinba-

rung gebunden. 

 

(4) Die Gesellschaft hat gegenüber 

über seine Gültigkeit werden, so-

fern sie nicht gemäß§ 20 in die 

Zuständigkeit des Vermittlungs-

ausschusses fallen, nach der 

Schiedsgerichtsordnung (DIS-

SchO) und den Ergänzenden Re-

geln für gesellschaftsrechtliche 

Streitigkeiten (DIS-ERGeS) der 

Deutschen Institution für Schieds-

gerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter 

Ausschluss des ordentlichen 

Rechtswegs endgültig entschieden. 

 

(2) Die Wirkungen des Schieds-

spruchs erstrecken sich auch auf 

die Gesellschafter, die fristgemäß 

als Betroffene benannt werden, 

unabhängig davon, ob sie von der 

ihnen eingeräumten Möglichkeit, 

dem schiedsrichterlichen Verfah-

ren als Partei oder Nebeninterve-

nient beizutreten, Gebrauch ge-

macht haben (§ 11 DIS-ERGeS). 

Die fristgemäß als Betroffene be-

nannten Gesellschafter verpflich-

ten sich, die Wirkungen eines 

nach Maßgabe der Bestimmungen 

in den DIS-ERGeS ergangenen 

Schiedsspruchs anzuerkennen. 

 

(3) Ausgeschiedene Gesellschafter 

bleiben an diese Schiedsvereinba-

rung gebunden. 

 

(4) Die Gesellschaft hat gegenüber 

Klagen, die gegen sie vor einem 



 

Klagen, die gegen sie vor einem 

staatlichen Gericht anhängig ge-

macht werden und Streitigkeiten 

betreffen, die gemäß Absatz 1 der 

Schiedsvereinbarung unterfallen, 

stets die Einrede der Schiedsver-

einbarung zu erheben. 

 

(5) Der Ort des schiedsrichterlichen 

Verfahrens ist Wuppertal. 

 

(6) Die Anzahl der Schiedsrichter be-

trägt drei. 

 

§ 22 Schlussbestimmungen 
 
(1) Das Gesetz zur Gleichstellung 

von Frauen und Männern des 

Landes Nordrhein-Westfalen in 

seiner jeweils gültigen Fassung fin-

det entsprechend Anwendung. 

 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen 

dieses Vertrages ganz oder teil-

weise unwirksam oder unanwend-

bar sein oder werden, oder sollte 

sich in dem Vertrag eine Lücke 

befinden, so wird die Wirksamkeit 

der übrigen Bestimmun- gen 

dadurch nicht berührt. Anstelle der 

unwirksamen oder unanwendba-

ren Bestimmung oder zur Ausfül-

lung einer Lücke ist eine wirksame 

Bestimmung zu vereinbaren, die 

dem angestrebten wirtschaftlichen 

Zweck und dem am nächsten 

staatlichen Gericht anhängig ge-

macht werden und Streitigkeiten 

betreffen, die gemäß Absatz 1 der 

Schiedsvereinbarung unterfallen, 

stets die Einrede der Schiedsver-

einbarung zu erheben. 

 

(5) Der Ort des schiedsrichterlichen 

Verfahrens ist  Wuppertal. 

 

(6) Die Anzahl der Schiedsrichter be-

trägt drei. 

 

 

§ 24 Schlussbestimmungen 
 
(1) Das Gesetz zur Gleichstellung von 

Frauen und Männern des Landes 

Nordrhein-Westfalen in seiner je-

weils gültigen Fassung findet ent-

sprechend Anwendung. 

 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen 

dieses Vertrages ganz oder teil-

weise unwirksam oder unanwend-

bar sein oder werden, oder sollte 

sich in dem Vertrag eine Lücke 

befinden, so wird die Wirksamkeit 

der übrigen Bestimmungen 

dadurch nicht berührt. Anstelle der 

unwirksamen oder unanwendba-

ren Bestimmung oder zur Ausfül-

lung einer Lücke ist eine wirksame 

Bestimmung zu vereinbaren, die 

dem angestrebten wirtschaftlichen 

Zweck und dem am nächsten 



 

kommt, was die Vertragsschlie-

ßenden gewollt haben oder nach 

dem Sinn und Zweck dieses Ver-

trages gewollt hätten. 
 

kommt, was die Vertragsschlie-

ßenden gewollt haben oder nach 

dem Sinn und Zweck dieses Ver-

trages gewollt hätten. 
 

 


